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Der Landkreis Vorpommern-Greifswald initiierte das 
Projekt ILWiA – Initiative Leben und Wohnen im Alter. 
Ziel des Projektkonsortiums war die Entwicklung 
eines integrativen Versorgungskonzeptes anhand 
einer Pilotregion, das die Aufrechterhaltung der 
Gesundheitsversorgung gewährleistet. Auf der Basis 
von Experteninterviews und Workshops wurde ein 
Konzept entwickelt, das das Leistungsspektrum 
der Leitstelle in Greifswald um neue periphere 
Aufgaben sowie Koordinationsleistungen erweitert. 
Der Beitrag skizziert die Entwicklung des Projekts.

Hintergrund

Die Bundesrepublik Deutschland hat eine 
flächendeckende Gesundheitsversorgung 
mit hoher Versorgungsqualität für alle 
Einwohner unabhängig vom Einkom-
men, Wohnsitz oder Alter erreicht [1], 
aber die Aufrechterhaltung des Gesund-
heitssystems stellt eine große Heraus-
forderung dar. Dabei rückt besonders 
der demografische Wandel in den Fokus. 
Ab dem Jahr 2020 wird ein deutlicher 
Rückgang der Einwohnerzahl erwartet, 
der sich besonders in den Altersklassen 
der jüngeren Bevölkerung und der Er-
werbstätigen abzeichnen wird. [2] Somit 
kann ceteris paribus davon ausgegangen 
werden, dass die Summe der Versiche-
rungsbeiträge sinken wird. [3] Gleichzei-
tig wird die Lebenserwartung weiterhin 
steigen, sodass die höheren Altersklassen 
ab 65 Jahren stärker besetzt sein werden. 
[2] Eine Hochrechnung der Fallzahlen 
für Mecklenburg-Vorpommern, die auf 
einer Bevölkerungsprognose des Statisti-
schen Amtes M-V basiert, zeigt, dass auf-
grund der demografischen Entwicklung 

z. B. die Fallzahl der Myokardinfarkte 
um 25,8 % und die Fallzahl der Demen-
zerkrankungen sogar um 80,2 % bis zum 
Jahr 2020 steigen wird. [4] Es ist folglich 
aufgrund des demografischen Wandels 
mit einer erhöhten Inanspruchnahme 
von Gesundheitsleistungen und daraus 
resultierend mit steigenden Kosten für 
das Gesundheitssystem zu rechnen.

Die nicht gesicherte Aufrechterhaltung 
der Gesundheitsversorgung rückt beson-
ders für ländliche, dünn besiedelte Regi-
onen in den Fokus, die häufig weiteren 
Herausforderungen wie z. B. einer man-
gelhaften Infrastruktur oder Wiederbe-
setzungsproblemen von Arztstellen gegen-
über stehen (werden). [5–7] Hinzukommt, 
dass der demografische Wandel viele 
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Kommunikation abzielen [15] und deren 
Teilnehmerzahlen zwischen neun und 
elf Teilnehmern variierten, wurden die 
gleichen Fragestellungen wie in den Ex-
perteninterviews behandelt. Innerhalb 
des Projektkonsortiums wurden die Er-
gebnisse der Interviews sowie der Work-
shops erörtert und darauf aufbauend das 
Integrationskonzept für die Gesundheits-
versorgung entwickelt. [9]

Um die Perspektive der Bevölkerung zu 
erfassen, wurde abschließend eine Bür-
gerbefragung durchgeführt. Ziel war es, 
festzustellen, ob das entwickelte Konzept 
auch den Bedarfen der Bevölkerung ent-

spricht. Zum einen wurden dafür die Ak-
zeptanz sowie die gewünschte konkrete 
Ausgestaltung des Konzeptes abgefragt, 
zum anderen wurde die Zahlungsbereit-
schaft der Bevölkerung erfasst. [9] Die 
Ergebnisse wurden gemeinsam mit dem 
Konzept auf einer öffentlichen Veranstal-
tung mit Vertretern aus Politik, Gesund-
heitswesen und Wirtschaft diskutiert.

Ergebnisse der  
Expertengespräche 
und Workshops

Die Expertengespräche haben gezeigt, 
dass die Gesundheitsversorgung in allen 
Bereichen (noch) als gut wahrgenommen 
wird. Die zentrale Herausforderung für 
alle Akteure besteht in den großen Dis-
tanzen. Besonders für die ältere, immobile 
Bevölkerung sei z. B. das Erreichen einer 
fachärztlichen Versorgung mit Hinder-
nissen verbunden. Mögliche Maßnahmen 
zur Überwindung der Distanzen seien 
der Einsatz von Telemedizin und mobilen 
Dienstleistern. Für die Umsetzung dieser 
Maßnahmen bedürfe es jedoch einer ent-
sprechenden Koordination. [9]

Die Workshops bestätigten die Ergeb-
nisse der Expertengespräche. Aufgrund 
der langen Distanzen seien Koordinati-
on und Steuerung von Gesundheitsleis-
tungen sowie Abstimmung zwischen 
den Akteuren notwendig. Dies gilt 

Das ILWiA-Projekt

Um die Gesundheitsversorgung für diese 
Regionen zu erhalten bzw. zu verbessern, 
wurde das Projekt ILWiA – Initiative Le-
ben und Wohnen im Alter vom Landkreis 
Vorpommern-Greifswald initiiert. Ziel 
war es, anhand der Pilotregion Amt Pee-
netal/Loitz ein integratives Versorgungs-
konzept für den ländlichen Raum zu ent-
wickeln, das die zukünftige Versorgung 
sicherstellt und auf den gesamten Land-
kreis übertragbar ist. [9] Im Folgenden 
wird innerhalb der Methodik zunächst 
das Vorgehen des ILWiA-Projektes ver-
anschaulicht. Anschließend 
werden die Ergebnisse, die als 
Basis für das Konzept dienten, 
beschrieben. Nachdem das 
Konzept vorgestellt wurde, 
werden mögliche Chancen aber 
auch Herausforderungen einer 
Konzeptumsetzung diskutiert.

Um langfristig für ländliche 
Räume die Anbindung an die 
Gesundheitsversorgung ge-
währleisten zu können, bedarf es einer 
Berücksichtigung der regionalen Beson-
derheiten und Bedarfe. Innerhalb des 
ILWiA-Projektes wurden zwei Methoden 
für die Erfassung einer exemplarischen re-
gionalen Perspektive umgesetzt. In einem 
ersten Schritt wurden Experteninterviews 
durchgeführt. Als Experten wurde jeweils 
ein Vertreter der Gemeinde, des Rettungs-
dienstes, der Pflege sowie der Medizin 
aus Vorpommern-Greifswald oder dem 
Amt Peenetal/Loitz gewählt. Es wurden 
innerhalb der Interviews zwei Fragestel-
lungen bearbeitet: Zum einen wurden 
die Experten nach einer Einschätzung 
der heutigen Situation in ihrem Bereich 
gebeten, zum anderen sollten zukünftige 
Herausforderungen identifiziert werden. 
Abschließend konnten die Experten mög-
liche Ideen und Maßnahmen anführen, 
mit denen den Herausforderungen begeg-
net werden kann. [9]

In einem zweiten Schritt wurden, 
aufbauend auf den Ergebnissen der 
Experteninterviews, Workshops mit 
Akteuren (u. a. Ärzte/Ärztinnen, Apo-
theker/innen, Pflegekräfte usw.) aus 
Vorpommern-Greifswald und dem Amt 
Peenetal/Loitz durchgeführt. Es gab drei 
Workshops zu den Themen Pflege und 
haushaltsnahe Versorgung, Notfallver-
sorgung und medizinische Versorgung. 
In Fokusdiskussionsgruppen, die auf 
eine Datengenerierung unterstützt durch 

dieser Regionen besonders trifft, sodass 
zum einen im Vergleich zum deutschland-
weiten Durchschnitt ein größerer Anteil 
älterer, multimorbider Menschen in diesen 
Regionen lebt, zum anderen die Anzahl 
dieser Räume aufgrund der insgesamt 
schrumpfenden Bevölkerung zunehmen 
wird. [8] Insbesondere die Überwindung 
der Distanz zum Arzt oder Krankenhaus 
bei schwacher Infrastruktur im ländlichen 
Raum sowie die Koordination von Fahr-
ten und (Rettungs-) Einsätzen stellen ein 
zunehmendes Problem dar. [5, 9]

Vorpommern-Greifswald 
als Untersuchungsregion

Eine eindeutige Definition für den länd-
lichen Raum existiert nicht. Der Land-
kreis Vorpommern-Greifswald eignet 
sich jedoch als gutes Fallbeispiel für viele 
andere ländlich geprägte Kreise. Anhand 
der Kategorisierung des Bundesinstituts 
für Bau-, Stadt- und Raumforschung, die 
anhand der Strukturmerkmale Besied-
lung und Lage erfolgt, muss der Kreis als 
eine überwiegend ländliche sowie sehr 
periphere Region betitelt werden. [10] 
Darüber hinaus gilt er als schrumpfende 
bis stark schrumpfende Region [11], was 
sich u. a. anhand der bisherigen Bevölke-
rungsentwicklung und -prognosen zeigt. 
Die Anzahl der Einwohner soll laut der 
4. aktualisierten Landesprognose von 
245.733 (Jahr 2010) auf 223.871 (Jahr 
2030) sinken. Gleichzeitig wird der 
Anteil der über 65-Jährigen von 22 % 
im Jahr 2010 auf 31 % im Jahr 2030 
ansteigen. [12]

Darüber hinaus bestehen im Land-
kreis Mobilitätsprobleme. Einige Orte 
sind nicht an das öffentliche Nahver-
kehrsnetz angebunden. Für die Bewohner 
dieser Orte ist die Erreichbarkeit von 
Ärzten und Krankenhäusern nicht ge-
geben. [13] Somit müssen die Orte als 
unterversorgt eingestuft werden. Es 
wird deutlich, dass besonders für ältere 
Menschen, deren Mobilität aufgrund 
eines fehlenden PKWs, einer fehlenden 
Fahrerlaubnis oder aufgrund gesund-
heitlicher Beschwerden eingeschränkt 
ist, Mobilitätprobleme entstehen. [13, 
14] Die Versorgungssituation im Kreis 
Vorpommern-Greifswald ist somit für 
manche Wohnorte und insbesondere für 
ältere Personen bereits heute als prekär 
einzustufen. Innovative Formen des 
Transportes zum und vom medizinischen 
Dienstleister sind dringend erforderlich.

Die nicht gesicherte 
Aufrechterhaltung der 
Gesundheitsversorgung rückt 
besonders für ländliche,  
dünn besiedelte Regionen  
in den Fokus.
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Wie es bei Leitstellen üb-
lich ist, werden die Aufga-
benbereiche der Leitstelle in 
dem ILWiA-Konzept in orgi-
näre Dienstleistungen, peri-
phere Dienstleistungen und 
zusätzliche Dienstleistun-
gen, hier Koordinationsleis-
tungen, unterschieden. [17] 
Abbildung 1 veranschaulicht 
das ILWiA-Konzept.

Die originären Dienst-
leistungen umfassen die 
Tätigkeiten, die die Leit-
stelle bisher ausführt. Dazu 
gehören u. a. die Koordi-
nation der Notfallrettung 
und des Brandschutzes. 
Diese Aufgaben behalten 
oberste Priorität und wer-
den weiterhin unabhängig 
von den anderen Dienst-
leistungen bearbeitet.

Die peripheren Dienst-
leistungen umfassen im IL-
WiA-Konzept zum einen die 
Informationsbereitstellung 

zu regionalen Gesundheitsdienstleistern 
wie z. B. Öffnungszeiten und Anschrift. 
Zum anderen beinhalten sie neben der Be-
ratung in Form der Offenlegung möglicher 
Handlungsalternativen die Weiterleitung 
an den passenden Ansprechpartner/Leis-
tungserbringer. Diese Aufgabe zielt darauf 
ab, unnötige Gesundheitsleistungen zu 
vermeiden und somit die Kosten für das 
Gesundheitssystem zu senken.

Die zusätzlichen Dienstleistungen, im IL-
WiA-Konzept als Koordinationsleistungen 
bezeichnet, umfassen jegliche Koordination 
von Gesundheitsleistungen, zu denen die 
Koordination von mobilen Dienstleistern, 
Shuttlefahrten oder auch Außensprech-
stunden von Hausärzten zählen. Die Koor-
dination von Gesundheitsleistungen kann 
zu einer Bündelung von Dienstleistungen 
führen, die dem einzelnen (auch mobilen) 
Leistungserbringer Effizienzgewinne bietet 
und somit den ländlichen Raum attrak-
tiv machen kann. Für die Patienten wird 
gleichzeitig die Erreichbarkeit verbessert. 
Tabelle 1 stellt die einzelnen Dienste der 
Leitstelle im ILWiA-Konzept dar.

Evaluation aus Bürgerperspektive

Das hier skizzierte Konzept wurde 208 
zufällig ausgewählten Bürgerinnen und 
Bürgern der Pilotregion vorgelegt, 
um deren Einschätzung zu erfahren.  

Zusammenfassend zeigen die Ergeb-
nisse, dass fehlende Abstimmung und 
Koordination zwischen den Akteuren 
zu unnötigen Gesundheitsdienstleistun-
gen führen kann. Aufgrund der großen 
Distanzen im ländlichen Raum wiegen 
diese besonders schwer. Durch eine ver-
besserte Koordination und Abstimmung 
könnten somit Effektivität und Effizienz 
der Gesundheitsversorgung gesteigert 
werden. [16] Die Ausschöpfung der Ef-
fektivitäts- und Effizienzpotenziale kann 
durch einen Mix aus Versorgung vor Ort 
und zentraler Steuerung erzielt werden. 
Dafür bedarf es jedoch einer verbesser-
ten, sektorübergreifenden Kommunika-
tions- und Informationsvermittlung. Das 
Konzept versucht daher, Kommunika-
tions-, Koordinations- und Informati-
onsstrukturen zu schaffen.

Das ILWiA-Konzept

Diese Strukturen sollen durch eine zentrale 
Koordinierungsstelle geschaffen werden. 
Im Landkreis Vorpommern-Greifswald 
bietet sich dafür die Leitstelle in Greifswald 
an, der innerhalb des ILWiA-Konzeptes ein 
erweitertes Aufgabenspektrum zuteil wird. 
Sie kann nämlich als Kommunikations-, 
Koordinations- und Informationsplattform 
verstanden werden, die die Handlungen der 
Akteure aufeinander abstimmt.

z. B. für den Einsatz mobiler Dienst-
leister oder Shuttle-Services, die für den 
ländlichen Raum geeignete Instrumente 
darstellen, um Wegstrecken zu redu-
zieren. Mobile Dienstleister könnten 
darüber hinaus die Anzahl unnötiger 
Einsätze des Rettungsdienstes verrin-
gern. Beide Instrumente könnten zur 
Aufrechterhaltung bzw. Verbesserung 
der Gesundheitsversorgung beitragen, 
wenn sie bedarfsorientiert eingesetzt 
werden. Dafür bedürfe es, wie schon in 
den Experteninterviews angeführt wur-
de, einer zentralen Koordinierung. [9]

Weiterhin wurde festgestellt, dass un-
nötige Einsätze des Rettungsdienstes und 
unnötige Transporte zu Krankenhäusern 
häufig aus einer mangelnden Infrastruk-
tur (z. B. kein öffentlicher Nahverkehr 
zum Hausarzt) oder fehlenden Infor-
mationen über die Patienten (z. B. Fehl-
entscheidung der Leitstelle) resultieren. 
Gleichzeitig sei nicht jeder Arztbesuch 
medizinisch induziert. Um unnötige Ge-
sundheitsleistungen zu vermeiden, müsse 
somit dafür Sorge getragen werden, dass 
die Patienten zum richtigen Behandlungs-
ort geleitet werden. Auch dies könne eine 
zentrale Koordinierungsstelle überneh-
men. In diesem Zusammenhang wurde 
das Telemonitoring thematisiert, das als 
unterstützendes Instrument den Koor-
dinierungsprozess erleichtern kann. [9]

Abbildung 1: Das ILWiA-Konzept

Quelle: Gieseler V, Scheer D, Huysmann A et al
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Gatekeeper-Funktion innehaben. Viel-
mehr geht es um das Etablieren einer 
Vorstufe, die allen Akteuren die Arbeit 
erleichtert und Möglichkeiten bietet, ef-
fizienter zu arbeiten.

Die Erweiterung des Tätigkeitsfeldes 
von Leitstellen ist keine neue Idee. Im 
Bereich der Notfallversorgung stellen 
integrierte Leitstellen mittlerweile ein 
anerkanntes Konzept dar. Deren zusätz-
liches Aufgabenspektrum umfasst u. a. 
die Koordination von Kranken- oder 
Verlegungstransporten, Apotheken-
dienst oder Telefonseelsorge. [17–19] 
Der Sachverständigenrat empfiehlt da-
rüber hinaus, dass in der Leitstelle ein 
Arzt stationiert wird, der Patientenan-
rufe entgegennimmt und den Patienten 
an den passenden Ansprechpartner 
weiterleitet. Dies erfordert eine Ko-
operation aller Akteure und kann zur 
Vermeidung von Doppeluntersuchungen 
und unnötigen Gesundheitsleistungen 
führen. [20] Im Lahn-Dill-Kreis ging 
die Aufgabe der Leitstelle schon über 
die Notfallversorgung hinaus: In einer 
von den Vertragsärzten entwickelten 
Leitstelle haben ärztliche Koordinato-
ren Anrufe entgegengenommen und für 
den Patienten relevante Informationen 
bereitgestellt wie z. B. die stationären 
Aufnahmekapazitäten in der Umge-
bung. Die Anzahl an Hausbesuchen 
und Selbsteinweisungen haben nach 
der Umsetzung abgenommen [20], was 
für die Vorteilhaftigkeit des Konzeptes 
spricht. Die Fortsetzung dieser Leitstelle 
scheiterte, weil die Krankenkassen und 
die Kassenärztliche Vereinigung eine 
Zentralisierung solcher Angebote für 
Hessen umsetzt. [21]

Die Bürgerbefragung zeigt jedoch, 
dass eine Zentralisierung solcher Kon-
zepte von einem großen Anteil der Bür-
ger nicht gewünscht ist. Vielmehr wird 
eine regionale Verortung solcher Dienste 
befürwortet. Dieser Aspekt scheint be-
sonders für die älteren Menschen von 
Bedeutung zu sein, denen Ansprech-
partner vor Ort wichtig sind. In diesem 
Zusammenhang muss jedoch angemerkt 
werden, dass eine große Anzahl solcher 
Leitstellen die Umsetzung des Konzeptes 
erschwert, da ein erhöhter Abstimmungs-
bedarf besteht. Zudem muss die Frage 
der Wirtschaftlichkeit gestellt werden. 

Die Betrachtung der wirtschaftlichen 
Dimension beinhaltet z. B. die Gegen-
überstellung möglicher Finanzierungs-
modelle unter Berücksichtigung der 

Koordination von Facharztbesuchen in 
der Region. Ein Anteil von 64,9 % der 
Befragten würde diese Leistung in An-
spruch nehmen. Ein Anteil von 9,3 % 
der befragten Personen könnte jedoch auf 
mindestens einen der Dienste verzichten. 
Am häufigsten wurden dabei die Koor-
dination von Sammelfahrten/-bestellun-
gen und die Informationsbereitstellung/
Leitung durch das Gesundheitssystem 
angeführt. 

Immerhin wären 70,5 % der Befrag-
ten bereit, für die Inanspruchnahme der 
Dienste Gebühren zu entrichten, wobei 
die Zahlungsbereitschaft monetär noch 
gering ist (im Durchschnitt 54 Cent pro 
Anruf). [9]

Diskussion

Die Leitstelle im ILWiA-Konzept steht 
in Einklang mit dem Strategiekonzept 
Regional Health Care (RHC). Dieses ist 
als ein patientenzentriertes Netzwerk von 
Gesundheitsdienstleistungen zu verste-
hen. Innerhalb dessen wird die Führung 
nicht der politischen Ebene zugeordnet, 
sondern durch die Leistungserbringer 
selbst ausgeübt, indem sie ihre Aktivitä-
ten aufeinander abstimmen. RHC basiert 
auf den notfallmedizinischen Versor-
gungsstrukturen und versteht die Leit-
stelle als eine zentrale Koordinierungs-
stelle. [22] Eine Erweiterung um die im 
ILWiA-Konzept enthaltenen Tätigkeiten 
kann das RHC-Konzept stärken. Dabei 
ist zu betonen, dass das ILWiA-Konzept 
nicht als hausarztersetzendes Konzept zu 
verstehen ist. Dieser soll weiterhin die 

Mit 49,5 % waren fast die Hälfte der 
Befragten in der Altersklasse 60 bis 79 
Jahre. Die Altersklasse 40 bis 59 Jahre 
war mit 31,9 % vertreten. Unter 20 Jahren 
waren lediglich 4 Teilnehmer.

Die Frage, ob das Konzept als hilfreich 
einzuschätzen sei, bejahten 89,4 % der 
befragten Personen. Unterschiedliche 
Meinungen zeigten sich bei der Frage 
nach der Verortung der Leitstelle des IL-
WiA-Konzeptes: 51,2 % der Befragten ist 
es wichtig, dass der Ansprechpartner in 
Loitz angesiedelt ist. Somit würden diese 
Personen der Erweiterung des Leistungs-
spektrums der Leitstelle in Greifswald 
kritisch gegenüber stehen. Der größte 
Anteil derer, denen eine Verortung in 
der Pilotregion wichtig ist, befindet sich 
mit 66,7 % in der Altersklasse 80 Jahre 
und älter. Auch die zeitliche Verfügbar-
keit der Dienste spaltet die Befragten: 
54,4 % stufen eine zeitliche Begrenzung 
als unproblematisch ein; 39 % hingegen 
halten eine 24-Stunden-Verfügbarkeit für 
wichtig. Die Frage nach der gewünschten 
zeitlichen Verfügbarkeit ergab, dass am 
häufigsten 8 Uhr als Beginn der Verfüg-
barkeitszeit und 18 Uhr als Ende der Ver-
fügbarkeitszeit genannt wurden. 

Die detaillierte Ausgestaltung, d.h. 
die Auswahl der zu koordinierenden 
Gesundheitsdienstleistungen sowie die 
Informationsbereitstellung und Weiter-
leitung an passende Ansprechpersonen, 
deckt für 81 % der Befragten die wich-
tigsten Problembereiche ab. Für 76,3 % 
der Teilnehmer sollte sogar auf keinen 
der Dienste verzichtet werden. Der am 
häufigsten genutzte Dienst wäre die 

Tabelle 1: Zusätzliche gesundheitsbezogene Dienstleistungen der Leitstelle  
im ILWiA-Konzept 

Koordination von  
Gesundheitsdienstleistungen

Koordination von Sammelfahrten und -bestellungen

Koordination von Außensprechstunden

Koordination von Krankenhausshuttlefahrten

Koordination von Facharztbesuchen in der Region

Koordination von mobilen Dienstleistern

Informationsbereitstellung 
und Beratung

Informationsbereitstellung zu regionalen 
 Gesundheitsdienstleistern 

Offenlegung möglicher Handlungsalternativen bei 
gesundheitlichen Anliegen

Weiterleitung an den passenden Ansprechpartner/
Leistungserbringer

Quelle: Gieseler V, Scheer D, Huysmann A et al
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Schließlich ist die technische Dimensi-
on von Bedeutung. Ziel muss es sein, die 
technischen Ausstattungsmerkmale der 
Leitstelle, die zur Umsetzung des Kon-
zeptes nötig sind, zu erfassen. Dafür ist es 
unabdingbar, Anforderungs- und Prozess-
analysen durchzuführen. Dies erfordert die 
Zusammenarbeit verschiedener Experten 
und Akteure der regionalen (Gesundheits-) 
Versorgung. Im Ergebnis sollte die detail-
lierte Ausgestaltung des ILWiA-Konzeptes 
stehen, die verschiedene Szenarien abbildet 
und somit als Entscheidungsgrundlage für 
die Region dienen kann. Das langfristige 
Ziel ist die Erprobung des ILWiA-Kon-
zeptes. Dabei kann das Konzept als eine 
Zusammensetzung vieler Bausteine inter-
pretiert werden, die nach und nach erprobt 
und evaluiert werden können.  ■

infrastrukturellen Verhältnissen in allen 
Teilen Deutschlands. 

Neben der Betrachtung der wirt-
schaftlichen Dimension muss die recht-
liche Perspektive Beachtung finden. 
Diesbezüglich gilt es zu diskutieren, 
inwieweit die Leitstellendisponenten 
die Dienste des ILWiA-Konzeptes über-
nehmen können und welcher zusätzliche 
Personalbedarf entsteht. Ein weiterer 
rechtlicher Aspekt fokussiert die Frage-
stellung, inwieweit die Tätigkeiten der 
Leitstelle dem Bereich der Ferndiagnostik 
zugeordnet werden müssen und wie die 
Weiterleitung an die Ansprechpersonen 
aus wettbewerbsrechtlicher Sicht ver-
standen werden muss. Daher gilt es zu 
klären, auf welche Art und Weise die 
Information und Beratung erfolgen darf. 

Zahlungsbereitschaft der Bürgerinnen 
und Bürger. Das Ziel muss es daher zu-
nächst sein, Kosten und Nutzen für alle 
Akteure zu ermitteln. Sollte die Zah-
lungsbereitschaft nicht ausreichen, um 
die Finanzierung zu gewährleisten, und 
Kosten und Nutzen für die einzelnen 
Akteure einer Umsetzung im Wege ste-
hen, stellt sich bezüglich einer möglichen 
Umsetzung des Konzeptes die Frage der 
staatlichen Verantwortung. Der deut-
sche Staat hat nämlich „[…] dafür Sorge 
zu tragen, dass die Lebensverhältnisse 
[…] in allen Teilen des Landes gleich-
wertig sind [22].“ Diese Verantwortung 
resultiert aus Art. 20 GG, Art. 28 Abs. 2 
GG sowie § 2 Abs. 2 Nr. 1 ROG. [23, 
24] Letzterer umfasst u. a. das Bestre-
ben nach ausgeglichenen sozialen und 
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